
Kostenvorschusses nicht getroffen werden. Ohne diese
Festlegungen ist auch eine inhaltliche Überprüfung des 
Kos tenvorschussauftrags der Höhe nach im Rekursweg
nicht möglich (Krammer, aaO, § 365 Rz 24).

Diese Erwägungen gelten für den erstmaligen Auftrag zum
Erlag eines Kostenvorschusses und auch für den Auftrag
zur Erhöhung des Kostenvorschusses nach der Warnung
durch den Sachverständigen. 

Der Rekurs zeigt berechtigt auf, dass der Beschluss des
Erstgerichts mangels ausreichender Begründung nicht
überprüfbar und deshalb aufzuheben ist. 

Deshalb war spruchgemäß zu entscheiden. 

Ein Kostenersatz findet im Verfahren über Sachverständigen-
gebühren nicht statt. Zu den Beschlüssen über die Gebühren
des Sachverständigen zählen nach der ständigen Rechtspre-
chung auch Aufträge zum Erlag eines Sachverständigenge-
bührenkostenvorschusses (OLG Wien 11 R 49/01h uva; vgl in
der Sache weiters 2 R 29/09p, 3 R 70/08y ua).

Anmerkung: 

1. Die vorstehend abgedruckte Entscheidung des OLG Wien
behandelt grundlegend wichtige Fragen über Aufträge zu
ergänzenden Kostenvorschüssen an die Parteien aus An-
lass eines umfangreichen Sachverständigenbeweises (§§
365, 332 Abs 2 ZPO; § 3 GEG). Den sorgfältig begründeten
Erwägungen ist voll zuzustimmen.

2. Nur zur Zitierung von § 25 Abs 1 GebAG bezüglich der
Warnpflicht von Sachverständigen soll darauf hinge-
wiesen werden, dass diese Materie seit 1. 1. 2008 in § 25
Abs 1a GebAG geregelt ist (zu den Übergangsbestim-
mungen vgl Art XVII BGBl I 2007/111).

Harald Krammer

Mühewaltungsgebühr für
Tierärzte (§ 46 Abs 1 GebAG)
1. Das tierärztliche Gutachten über die Verletzung von

drei Kühen im Zuge eines Strafverfahrens wegen Tier-
quälerei ist nach § 46 Abs 1 Z 1 lit a sublit bb GebAG
mit € 119,10 (dreifacher Tarifansatz von € 39,70) zu ho-
norieren, auch wenn wegen des seit der Tat verstri-
chenen Zeitraums eine körperliche Untersuchung der
Tiere gar nicht mehr möglich war und das Gutachten
ausschließlich auf Basis des Akteninhalts erstattet
wurde.

2. Eine Honorierung nach Stundensätzen (§ 34 Abs 2
und Abs 3 Z 3 GebAG) ist unzulässig, auch wenn

dem Sachverständigen der zuerkannte Pauschalbe-
trag im Verhältnis zu dem hier nicht anwendbaren
Stundentarif des § 34 Abs 3 GebAG unangemessen
niedrig erscheinen mag.

OLG Graz vom 27. August 2008, 9 Bs 286/08i

In dem von der Staatsanwaltschaft Klagenfurt zu 6 St 21/08t
gegen C. G. wegen des Vergehens der Tierquälerei nach 
§ 222 StGB geführten Ermittlungsverfahren wurde am 24. 1.
2008 Dr. N. N. zum Sachverständigen aus dem Fachgebiet
der Veterinärmedizin bestellt und beauftragt, Befund und Gut-
achten über die Folgen der angezeigten Tathandlungen (Ver-
letzung von drei Kühen durch Messerstiche), insbesondere
ob, gegebenenfalls in welchem Ausmaß, die Tiere dadurch
gequält wurden, zu erstatten. 

Auftragsgemäß erstattete der Sachverständige sodann
schriftlich Befund und Gutachten und begehrte hierfür an
Sachverständigengebühren insgesamt € 497,40, wobei er
an Gebühr für Mühewaltung gestützt auf § 34 Abs 2 und
Abs 3 Z 3 GebAG € 448,– (= 80 % von € 560,–) geltend
machte.

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte das Erstge-
richt auf Antrag der Staatsanwaltschaft iSd § 52 Abs 3 
GebAG die Gebühren des Sachverständigen konform mit
den Einwendungen des Revisors vom 13. 5. 2008 mit ins-
gesamt € 168,50, wobei es an Gebühr für Mühewaltung ge-
stützt auf § 46 (Abs 1) Z 1 lit a sublit bb € 119,10 zuerkannte
und hierfür in seiner Begründung ausführte, dass in Straf-
sachen die Gebühr für Mühewaltung nach den Tarifen des
GebAG im vorliegenden Fall für drei verletzte Großtiere mit
dem dreifachen Tarifansatz von € 39,70 zu bestimmen sei. 

Der dagegen gerichteten Beschwerde des Sachverständi-
gen, mit der er weiterhin eine antragskonforme Gebühren-
bestimmung anstrebt, kommt keine Berechtigung zu.

Voranzustellen ist, dass die Beschwerde mangels eines Zu-
stellnachweises für den angefochtenen Beschluss zufolge
des Beschwerdevorbringens, wonach der Gebührenbe-
stimmungsbeschluss dem Sachverständigen am 17. 6.
2008 zugestellt worden sei, als fristgerecht iSd § 41 
GebAG angesehen werden muss, zumal die Beschwerde
am 24. 6. 2008 zur Post gegeben wurde. 

Das Erstgericht hat zutreffend erkannt, dass nach § 34 
Abs 2 GebAG in Strafsachen – und weiteren hier nicht rele-
vanten Fällen – die Gebühr für Mühewaltung nach den Tari-
fen des GebAG zu bestimmen ist. Da ein solcher (Pauschal-)
Tarif für Tierärzte besteht (§ 46 GebAG) und, auch wenn
der Sachverständige im vorliegenden Fall Befund und Gut-
achten ausschließlich auf Basis des Akteninhaltes ohne
eine körperliche Untersuchung – welche zufolge des seit
dem Tatzeitpunkt verstrichenen Zeitraumes von acht Mo-
naten wegen der Notschlachtung eines Rindes und zwi-
schenzeitiger Abheilung der Verletzungen bei den weiteren
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Kühen auch gar nicht mehr möglich war – erstattet hat, die
von ihm erbrachten Leistungen iSd § 49 Abs 1 GebAG
durchaus den im § 46 Abs 1 Z 1 lit a sublit bb GebAG an-
geführten (Mehr-)Leistungen gleichgehalten werden kön-
nen, ist der bekämpfte Beschluss mit keinem Rechtsfehler
behaftet, selbst wenn dem Beschwerdeführer der vom Ge-
setzgeber festgesetzte, vom Erstgericht im vorliegenden
Fall ohnehin in dreifacher Höhe zuerkannte Pauschalbetrag
im Verhältnis zu dem hier nicht anwendbaren Stundentarif
des § 34 Abs 3 GebAG unangemessen erscheinen mag.

Mühewaltungsgebühr nach 
§ 35 Abs 2 GebAG
1. Aus § 35 Abs 2 GebAG ergibt sich zwingend, dass

die mündliche Gutachtensergänzung im Allgemei-
nen niedriger zu honorieren ist als das schriftliche
Gutachten, und zwar unabhängig davon, ob der
Sachverständige nach Stundensätzen oder nach
Pauschaltarifen zu entlohnen ist. Eine Minderung
des Stundensatzes ergibt sich nicht zwingend.

2. Auch bei umfangreicher Gutachtensergänzung ist
bei einem nach § 43 Abs 1 Z 1 lit d GebAG entlohn-
ten Gutachten nur eine weitere Gebühr von 50 %
dieses Ansatzes für das schriftliche Gutachten an-
gemessen (hier: € 58,10).

OLG Graz vom 29. Mai 2008, 9 Bs 175/08s

In dem beim Landesgericht für Strafsachen Graz zu 12 Hv
15/08m gegen C. G. unter anderem wegen des Vergehens
des versuchten Widerstandes gegen die Staatsgewalt nach
§§ 15, 269 Abs 1 Fall 1 StGB anhängigen Strafverfahrens be-
stimmte der Einzelrichter mit dem angefochtenen Beschluss
die Gebühren des psychiatrischen Sachverständigen Dr. N. N.
für das schriftlich erstattete und in der Hauptverhandlung er-
gänzte Gutachten mit insgesamt € 389,10.

Gegen diesen Beschluss richtet sich die Beschwerde der
Revisorin beim Landesgericht für Strafsachen Graz, mit der
sie die Bestimmung der Gebühr für die Gutachtensergän-
zung in der Hauptverhandlung in einem entsprechend nied-
rigeren Verhältnis zur Gebühr für die Grundleistung anstrebt. 

§ 35 GebAG enthält zwei Gebührenansätze, nämlich eine
Stundengebühr für die Verhandlungs- oder Ermittlungsteil-
nahme (Abs 1) und eine nach richterlichem Ermessen zu
bestimmende Gesamtgebühr für die Ergänzung oder Er-
läuterung eines schriftlichen Gutachtens in der Verhand-
lung (Abs 2). In letzterem Fall ist die Gebühr für Mühe-
waltung in einem je nach der aufgewendeten Zeit und Mühe
entsprechend niedrigeren Verhältnis zu der Gebühr für die
Grundleistung nach richterlichem Ermessen zu bestimmen.
Diese Regelung beruht auf der Überlegung des Gesetzge-
bers, die Ergänzung des schriftlichen Gutachtens sei we-

niger schwierig als die eigentliche Befundaufnahme oder
Erstattung des Gutachtens und solle daher mit einer gerin-
geren als der hierfür vorgesehenen Gebühr entlohnt wer-
den (ErlRV GebAG, abgedruckt bei Krammer/Schmidt,
GebAG³, 377). Aus dem Wortlaut des § 35 Abs 2 ergibt sich
zwingend, dass – zumindest im Regelfall – die mündliche
Gutachtensergänzung insgesamt niedriger zu honorieren
ist als das schriftlich erstattete Gutachten, und zwar unab-
hängig davon, ob der Sachverständige nach Stundensät-
zen (wobei eine Minderung des anzuwendenden
Stundensatzes aus dieser Bestimmung nicht zwingend ab-
geleitet werden kann – 16 Ok 6/07) oder – wie vorliegend
– nach Pauschaltarifen zu honorieren ist. 

Selbst die vom Erstgericht seiner Entscheidung zugrunde
gelegte „umfangreiche“ Gutachtensergänzung rechtfertigt
nicht die Honorierung in voller Höhe des aktuell anzuwen-
denden Tarifansatzes nach § 43 Abs 1 Z 1 lit d GebAG, weil
diese Mühewaltungsgebühr eine Gesamtgebühr für Befund
und Gutachten darstellt (vgl Krammer/Schmidt, GebAG³, 
§ 43 E 20) und Anhaltspunkte für eine Ausweitung des be-
reits in der schriftlichen Expertise erhobenen Befundes
nicht aktenkundig sind. Vielmehr ist bei den wesentlichen
Aufklärungen und Erläuterungen unter Bedachtnahme auf
die in § 35 Abs 2 normierten Grundsätze eine Gebühr von
50 % für das schriftliche Gutachten, somit in Höhe von 
€ 58,10 anstatt € 116,20 angemessen. Um den Differenz-
betrag verringert sich der im Übrigen unbekämpfte Gebüh-
renanspruch des Sachverständigen. 

Anmerkung: 

Zur Honorierung von Ergänzungen und Erläuterungen
eines schriftlichen Gutachtens (§ 35 Abs 2 GebAG) vgl
zuletzt SV 2008/1, 33 mit Anm von Krammer, SV 2008/1,
34 und SV 2008/1, 40.

Harald Krammer

Kein Verzicht auf Zahlung
aus Amtsgeldern in Straf -
verfahren (§ 37 Abs 2, 
§ 42 Abs 1 GebAG)
1. Eine Bestimmung der Sachverständigengebühr bei Ver-

zicht des Sachverständigen auf Zahlung aus Amtsgeldern
ist nur in zivilgerichtlichen Verfahren zulässig. Der klare
Wortlaut des § 37 Abs 2 GebAG lässt keinen Raum für
seine – auch nur analoge – Anwendung in Strafsachen.

2. In Strafverfahren sind Sachverständigengebühren 
immer vom Bund vorzuschießen und immer aus
Amtsgeldern auszuzahlen.
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